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Anhörungsverfahren zum Thüringer Archivgesetz 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

namens der Deutschen Gesellschaft für Informationsfreiheit danke ich für die Einladung zur Anhörung 

und gebe die nachvollgende Stellungnahme ab. 

Mit der Veröffentlichung meiner Stellungnahme im Internet bin ich einverstanden. Und füge meine 

Erklärung in Anlage 2 bei. In Anlage 1 überreiche ich die Stellungnahme. 
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dgif Deutsche Gesellschaft 
für Informationsfreiheit 

1)eutsehe.(leselk5ehaft für Informittionsfreihei( 
Ludwig-Richter-Str.19 16547 Birkenwerder, 

Wofür und zu welchem Ende haben wir Archive?1  
Stellungnahme zum Thüringer Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut, Gesetzesentwurf 

der Landesregierung —  Drs.  6/4942 — 

Vorgelegt von Rechtsanwalt Christoph Partsch 
im Auftrag der Deutschen Gesellschaft für Informationsfreiheit, Berlin 

I. Einleitung 

Die Landesregierung von Thüringen hat am 17. Januar 2018 dem Thüringer Landtag mit der 
Drucksache 6/4942 eine Novelle des Thüringer Gesetzes über die Sicherung und Nutzung von 
Archivgut (Thüringer Archivgesetz ThürArchivG-) vorgelegt.3  Dieser Gesetzesentwurf trägt dem 
Zweck eines Archivs als Registratur Rechnung und er setzt wohl auch die DSGVO erforderlichen 
Änderungen um. Der Entwurf trägt jedoch nicht ausreichend dem Gedanken Rechnung, dass seit der 
Aufklärung Archive in Deutschland Insbesondere den Bürgern zu dienen haben, sowie - seit der 
Wiedervereinigung unter dem Dach eines Rechtsstaats auch der demokratischen 
Selbstvergewisserung und Legitimierung der Gesellschaft.  

II. Aufgaben  der Archive 

Archive haben in den letzten Jahrhunderten einen erheblichen Bedeutungs- und Aufgabenwandel3  
erfahren, der mit dem Wandel von Regierungsformen und technischen wie sozialen Änderungen 
einhergeht. Archive haben aber vor allem schon immer verschiedene Aufgaben gleichzeitig erfüllt.  Soil  

dies so bleiben, muss ein Gesetzesentwurf versuchen, dies abzubilden. 

1) Archive als Registraturbehörden 

Nach der bisherigen deutschen Rechtsliteratur waren Archive zunächst nur Reglstraturbehörden, also 
reine Aufbewahrungsorte für die aus dem Geschäftsgang der Regierungen und Behörden 
hervorgegangenen Schriftstücke.4  

2) Archive als Quelle der Forschung 

Es wird sodann selbst von der herkömmlichen Archivrechtsliteratur konzediert, dass sich die Archive 
durch das gestiegene Geschichtsinteresse zusätzlich zu Quellen der Forschung entwickelten. 1875 
standen beispielsweise in Preußen die Archive für Forschungszwecke fre1.5  Auch nach 1945 muss die 
Entwicklung des Archivrechts in Deutschland aber weiterhin als „unterentwickelt" angesehen 
werden.6  So ist bis heute streitig, ob und ab wann ein aus Art. 5 Abs. 3 GG ableitbarer Anspruch 

1  Nach Friedrich Schiller, Wofür und zu welchem Ende studiert man Universalgeschichte? Der Teutsche Merkur 
1773-89, 4. Bd. 1789, S. 105-135. 
2  Thüringer Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut vom 23. April 1992 (GVBI. 1992, 139), 
mehrfach geändert durch Gesetz vom 2. Jull 2016 (GVBI. S. 228). 
5  So auch Lepper, Manfred, DVBI. 1963, 315, 315. 
4  Vgl. Lepper, Manfred, DVBI. 315, 316; ausführlich zu den Rollen des Archivs,  Polley,  Das Gesetz über die 
Sicherung und Nutzung von Archivgut des Bundes, NAN 1988, 2026 (2026). 
s Lepper, Manfred, DVBL. 2315, 316. 
6  Alexander Freys, Das Recht der Nutzung und des Unterhalts von Archiven, UFITA Schriftenreihe Band 85, 
München 1989, S. 23.  
Dr.  Sven  Berger 'Melba:  03303/404536 Bankverbindung Ourch Freistelliingsbesclicid des  !luau.  
Vorsitzender Fax: 03221/1326 795 Berliner Volksbank mutes  Oranienburg vom 06,08,2014 
Ludwig-Richter-Straße 19 berger@dgiEde Kto-Nr 7415182001 (053/142/01754) als gemeinnnizig in 
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besteht. Die Rechtsprechung hat sich bis heute zu dieser wichtigen Frage nicht geäußert.?  Diese 

Forschungsfreiheit wurde und wird durch die Einführung eines selektiven, täterschutzorientierten8  

Datenschutzes massiv gefährdet? Noch einmal flammte diese Auseinandersetzung über das 

Zugangsrecht des Forschers nach der Wiedervereinigung auf, als die Akten des Ministeriums für 

Staatssicherheit Forschungsziel wurden.1°  Heute wird der durch Art. 5 Abs. 3 GG abgesicherte 

Anspruch auf Informationszugang von der überwiegenden Meinung im Schrifttum bejaht,11  

3) Archive als repressive Instrumente zum fiskalisch motivierten Eigentumsentzug und - 

einschränkung 

Schon immer haben Regierungen versucht, über die Archivgesetzgebung unter dem Deckmantel des 

Kulturgüterschutzes, private Archive und sogenannte Archivalien, das heißt fremdes Eigentum, an 

sich zu binden, dessen Fungibilität zu verringern oder gar entschädigungslos zu enteignen, Es ist 

daher bezeichnend, dass sich der Gesetzgeber auf Bundesebene zwar bis 1988 weigerte, ein 

Bundesgesetz zu erlassen, aber bereits 1955 ein Bundesgesetz zum Schutz deutschen Kulturguts 

gegen Abwanderung beschloss.12  Im demokratischen Rechtsstaat sollten solche Instrumente keinen 

Platz haben. Dies gilt umso mehr, wenn die jeweilige Regierung nicht gewillt ist, ihr eigenes Archivgut 

angemessen der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen oder es fürsorglich zu behandeln (Kölner 

Archivfall). 

4) Archive als Ort der Selbstvergewisserung einer Gesellschaft • 

Dass am Anfang des Archivwesens nur die Rolle als Registratur im Vordergrund stand, entspricht 

einer in Deutschland verbreiteten Darstellung, ist jedoch historisch ungenau. Archive dienten seit 

alters her auch als Orte der Selbstvergewisserung der Gesellschaft, zunächst je nach Herrschaftsform 

der jeweiligen Herrschaft. Schon bei den Griechen dienten Archive aber auch der 

7 Der Fall eines Wissenschaftlers, der Akteneinsicht bei der Bundeszentrale für Politische Bildung begehrte, 
betraf kein  Archly,  VG Köln, CuR 1986, 833; OVG Münster, CuR 1986, 834; BVerwGE, CuR 1986, 835 = NJW 
1986, 1277; BVerfG, NJW 1986, 1243 = CuR 1986, 832. Der Fall des OVG Koblenz, NJW 1984, 1135 = DVBI. 1983, 
600 betraf bezeichnenderweise den Antrag bezüglich der Ordensverlelhung an einen SS-Panzergeneral, betraf 
aber eine sperrfristverkürzung. 
a 

Symptomatisch etwa die Verweigerung der Aufklärung der Vergangenheit des Diplomaten Nüssleins bis zur 
Amtszeit Fischer aber die Offenlegung von Auszügen aus der Personalakte der Whistleblowerin Marga Henseler 
zwecks deren Kompromittierung durch den ehemaligen Archivar des AA und FAZ-Journalisten  Blasius,  „Der 
Generalkonsul und das Auswärtige Amt", FAZ vom 26. Oktober 2010, abgerufen am 11. April 2018, 
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/das-auswaertige-amt-und-das-dritte-reich/joseph-fischer-und-die-
nachrufaffaere-nuesslein-der-generalkonsul-und-das-auswaertige-amt-1572148.html  
a  Dieter Wyduckel, Archivgesetzgebung im Spannungsfeld von Informationeller Selbstbestimmung und 
Forschungsfreiheit, DVBI. 1989, 327; Rudolf Morsley, Einschränkung historischer Forschung durch Datenschutz? 
Datenschutz und Forschungsfreiheit, Die Archlvgesetzgebung des Bundes auf dem Prüfstand, 
Akademiebeiträge zur politischen Bildung, Band 15, München 1986. 
"Johannes Weberling, Zum Recht des Wissenschaftlers auf Zugang zu Stasi-Akten, DVBI. 1991, 681. 
11  Friedrich  Schoch,  IFG, 2. Auflage 2016,  EMI.  285; Jarass in Jarass/Pieroth, GG 12. Auflage 2012, Art. 5 führt 
weder in  RN  24 noch In 16 dazu aus; Schulze-Fielitz, In Dreier, GG, Bd. 1 Art. $ I,  II,  Rn. 79; Starck, in von 
Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 1 Art, 5 Abs. 1, 2, Rn. 46; Degenharclt, In BK, Art. 5 Abs. 1 und 2, Rn. 292; 
Bartholomäus Manegold, S. 74  if;  Dieter Wyduckel, Archivgesetzgebung im Spannungsfeld von informationeller 
Selbstbestimmung und Forschungsfreiheit, DVBI. 1989, 327, 335; a.A.  Erik  Revers, 
Informationszugangsansprüche des forschenden Wissenschaftlers, Berlin 2015, S. 76; Becker/Oldenhage, 
Bundesarchivgesetz, Einleitung Rn. 1  if.  

BVerfGE 103, 44 (60) = NJW 2001, 1633, 1634. 
11  Gesetz vom 6. August 1955, BGBI. I, 501 
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Selbstvergewisserung der Geselischaft.13  Archive haben also eine wichtige Aufgabe für die 

Legitimierung von Staaten. Für den demokratischen Rechtsstaat bedeutet dies, dass Archive 

öffentlich zugänglich sein müssen, wollen sie diese Selbstvergewisserungsfunktion erfüllen. 

Ausdrücklich findet sich dies nur der sächsischen Landesverfassung unter Grundlagen des Staats, die 

In Art. 11 Archive als kulturelle Einrichtungen, zu deren Unterhalt der Staat zur Verwirklichung und 

Förderung wissenschaftlichen und kulturellen Lebens verpflichtet sei. Ein Instrument einer 

pluralistisch verstandenen demokratischen Öffentlichkeit ist ein öffentliches Archivwesen.14  

a) Ableitung eines verfassungsrechtlichen fundierten Zugangsanspruchs zu Archiven 

aa) Historische Vorbelastungen in Deutschland 

Es blieb jedoch der französischen Revolution vorbehalten, die unter anderem aus Königsberg 

stammenden Ideen der Aufklärung15  im Gesetz vom 25. Juni 1794 umzusetzen und ein Nationalarchiv 

mit einem Zugangsrecht für alle Bürger zu schaffen.18  Das Zugangsrecht wurde sogar zum 

Menschenrecht erhoben.17  Preußische Staatsreformer wie Carl August von Hardenberg18  wie auch 

die bürgerlichen Liberalen der März-Revolution haben diesen Gedanken in Deutschland 

aufgenommen. Die Idee einer transparenten Gesellschaft und das Prinzips der Offenheit wurde 

erstmals in der Encyklopädie von Rotteck/Welcker 184118  umfassend definiert. Dabei verbinden 

Rotteck/Welcker das Prinzip der Öffentlichkeit eng mit dem der Meinungsfreiheit und stellen es als 

sich gegenseitig bedingend clar.2°  Dieser Gedanke ging in der nachfolgenden Restauration verloren 

und wurde durch die Zeit des Nationalsozialismus21  bis heute verschüttet. Gerade die Zeit des 

Nationalsozialismus wie auch die Erfahrungen mit dem Ministerium für Staatssicherheit haben dazu 

geführt, eine Kultur des Verschweigens22  als Staatsraison der Bundesrepublik Deutschland und ihrer 

Beamten- und Richterschaft zu entwickeln, die bis heute andauert. Selten wird dies so deutlich wie 

bei Lepper ausgesprochen: „Ebenso verbietet sich eine Freigabe von Archivalien an Privatpersonen zu 

propagandistischen und politischen Zwecken. Die Aufklärung von politischen Straftaten oder 

Unregelmäßigkeiten auf Grund der Durchsicht von amtlichen Akten obliegt allein den dafür 

13  Irmgard Becker/Clemens  Rehm,  Hrsg., Archivrecht in der Praxis, 2017, S. 4; Bartholomäus Manegold, 
Archivrecht 2002, S. 21 m.w.N. 
11  Bartholomäus Manegold, Archivrecht, Berlin 2002, S. 49 m.w.N. 
15  "Aufklärung ist der Ausgang des Menschen aus seiner selbstverschuldeten Unmündigkeit. Unmündigkeit ist 
das Unvermögen, sich seines Verstandes ohne Leitung  Pines  anderen zu bedienen. Selbstverschuldet ist diese 
Unmündigkeit, wenn die Ursache derselben nicht am Mangel des Verstandes, sondern der Entschließung und 
des  Mathes  liegt, sich seiner ohne Leitung eines anderen zü bedienen. Sapere  dude/ Hobe Muth,  dich deines 
eigenen Verstandes zu bedienen! ist also der Wahlspruch der Aufklärung." Immanuel Kant, Berlinische 
Monatsschrift, Dezember Heft  No.  4 (1784), S. 481-494, 
16  Bartholomäus Manegold, Archivrecht 2002, S. 23 m.w.N. 
17 Art. 37 des Gesetzes vom 7. messidor des Jahres 11 (25. Jun11994). 
18 

 Vgl. die ausführliche Darstellung der Bemühungen des preußischen Staatsreformers Karl August Fürst von 
Hardenberg zur Öffnung der preußischen Geheimarchive bei Bartholomäus Manegold, Archivrecht, 27  if.  
19  Carl von Rotteck, Carl Weicker, Öffentlichkeit, in Staats-Lexikon oder Enzyklopädie der Staatswissenschaften, 
Altona, Bd. 12, S. 252 —309; zum Abdruck vorgesehen in Partsch (Hrsg.) Archivrecht, 2018, Anlage 1. 
20 „Ein Grund freilich für die Geheimregierung und Meinungsunterdrückung ist der Praxis ebenso mächtig, als er 
In der Vernunft schwach ist." Carl von Rotteck, Carl Welcker, Öffentlichkeit, in Staats-Lexikon oder Enzyklopädie 
der Staatswissenschaften , Altona, Rd. 12, S. 252, 275  if,,  280, 
21  hierzu ausführlich: Robert Kretzschmar, überlleferungsbildung im Nationalsozialismus und in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit, in: Verband Deutscher Archivarinnen und Archivare e.V. (1-irsg.), Das deutsche 
Archivwesen und der Nationalsozialismus, 75. Deutscher Archivtag 2005, Essen 2007,34, 35 
22  Herrmann Lübbe, Der Nationalsozialismus im deutschen Nachkriegsbewußtsein, in Historische Zeitschrift 236 
(1983), S. 579-599. 
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zuständigen staatlichen Dienststellen. Fussnote 38: Benutzungsonträge von Privatpersonen zu diesem 

Zweck betreffen in der Regel die nationalsozialistische Zeit"23  

bb) Anspruch nur auf ermessensfehlerfreie Entscheidung 

In der Verwaltungspraxis wurde daher selbst den Beteiligten eines Verwaltungsverfahrens 

Akteneinsicht erst im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens eiegeräumt,24  Akteneinsicht zu 

gewähren, stehe im Ermessen Behörde.26  Daher wird auch ein Rechtsanspruch auf die Benutzung von 

Archiven verneint. Selbst die Benutzungsordnungen gäben keinen Rechtsanspruch. Es bestehe 

lediglich ein Anspruch auf. ermessensfehlerfreie Bescheidung.26  Entsprechend diesem tradierten 

staatsautoritären Verständnis leitete man in der Bundesrepublik Deutschland denn auch ab, dass ein 

verfassungsunmittelbarer Anspruch auf Nutzung des Bundesarchivs allein den Behörden des Bundes 

gemäß Art, 35 GG zustehe, ausgenommen den Behörden der SAZ.27  Noch 1961. wurde selbst ein 

einfachgesetzlicher Rechtsanspruch auf Archivnutzung abgelehnt.28 Diese Haltung war mit 

Inkrafttreten des Bundesarchivgesetzes und dessen § 5 BArchG am 1. Januar 1988 nicht mehr zu 

halten.29  

cc) Anspruch aus Art. 5 Abs. 1 Satz 1  HS  2 GG 

Gehalten hat sich jedoch die bis heute wohl herrschende Ansicht, dass sich aus Art. 5 Abs, 1 Satz 1  HS  

2 GG kein allgemeiner Zugangsanspruch zu den Informationen im Besitz der Behörden ableiten lasse. 

Der Zugangsanspruch sei nur dort gegeben, wo durch Gesetz oder den Staat oder auch nur den 

einzelnen Beamten der Zugangsanspruch eröffnet werde. Die Theorie vom normgeprägten 

Grundrecht auf Informationsfreiheit ist bis heute herrschend. Die Informationsfreiheit schützt nach 

dieser Ansicht allein den Zugang .zu allgemein zugänglichen Informationsquellen. Allgemein 

zugänglich sei eine Informationsquelle dann, wenn sie geeignet und bestimmt sei, der Allgemeinheit, 

also einem individuell nicht bestimmbaren Personenkreis, Informationen zu verschaffen. Das 

Grundrecht gewährleiste insoweit grundsätzlich nur das Recht, sich ungehindert aus einer solchen für 

die allgemeine Zugänglichkeit bestimmten Quelle zu unterrichten. Fehle es an dieser Bestimmung, sei 

die Informationsbeschaffung nicht vom Grundrecht der Informationsfreiheit geschützt. 

Dementsprechend umfasse das Grundrecht ein gegen den Staat gerichtetes Recht auf 

Informationszugang dann, wenn eine im Staatlichen Verantwortungsbereich liegende 

Informationsquelle auf Grund rechtlicher Vorgaben zur öffentlichen Zugänglichkeit bestimmt sei. 

Lege der Gesetzgeber die grundsätzliche Zugänglichkeit von staatlichen Vorgängen und damit 

23  Manfred Lepper, DVBI. 1963, 315, 319 
24  Vgl. Nachweise bei Geogios Trantas, Akteneinsicht und Geheimhaltung im Verwaltungsrecht, Berlin 1998 S. 
257  if,,  Ins. S. 261, 
25  So die allgemeine Ansicht unter unkritischer Berufung auf Ernst Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts 
Bd. 1— Allgemeiner  Tell  S. 236. Forsthoff war Autor des Werks „Der totale Staat", Hamburg 1934. 
26  Manfred Lepper, DVBI. 1963, 315, 316. 
27  Dort sei das Gesetz über innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe vom 2. Mal 1962 (BGBI. S. 161) zu beachten, 
Manfred Lepper, DVBI. 1963, 315, 317, Fußnote 25, Es ist nicht bekannt, dass es je zu einer Auskunft an die 
DDR kam. 
28  Manfred Lepper, DVBI. 1963, 315, 316. 
29  Dazu ausführlich: Dieter Wyduckel, Archivgesetzgebung im Spannungsfeld von informationeller 
Selbstbestimmung und Forschungsfrelheit, DVBI. 1989, 327 
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zugleich deren Öffnung als Informationsquelle fest, werde in diesem Umfang auch der Schutzbereich 

der Informationsfrelheit eröffnet; dieser sei mithin normgeprägt." 

Eine Mindermeinung in der Literatur hat diese Argumentation früh als zirkelschlüssig kritisiert» 

Gerade Arno Scherzberg von der Universität Erfurt hat diesen Zirkelschluss immer wieder pointiert 

dargestellt und ein subjektives Recht gegen die Exekutive auf Herstellung des ihr von der Verfassung 

abverlangten informationszugangs abgeleitet» 

Rechtsprechung und die ganz herrschende Literatur haben jedoch von Anfang an Art. 5 Abs. 1 Satz 1  

HS  2 GG auf ein reines Abwehrrecht gegen Eingriffe in den Empfang von Informationen, die technisch 

geeignet und bestimmt seien, der Allgemeinheit Informationen zu verschaffen, verengt.33  Diese 

Ansicht war sicherlich anfangs in der Biographie der Staatsrechtslehrer begründet und der Furcht vor 

deren Offenlegung, bald danach in den Schweigespiralen der Zitier-Familien", möglicherweise jedoch 

auch einfach in der unterschiedlich motivierten staatsaffirmativen Grundeinstellung.35  Diese Ansicht 

verliert jedoch immer  welter  an Überzeugungskraft. 

dd) Aktivierung des Art. 5 Abs. 1 GG durch Inkrafttreten des informationsfreiheitsgesetzes 

Mit der Einführung allgemeiner Informationsfreiheitsgesetze wird der Zugang zu Informationen der 

öffentlichen Verwaltung nach einer im Vordringen begriffene Ansicht nicht nur gesetzlich 

gewährleistet, sondern auch vom Grundrecht der in Art. 5 Abs. 1 Satz 1  HS.  2 GG normierten 

Informationsfreiheit umfasst. Der Gesetzgeber übe sein Bestimmungsrecht aus und aktiviere damit 

das Grundrecht der Informationsfrelheit." Nach  Schoch  sind Behördenakten und sonstige Träger 

amtlicher Informationen durch gesetzliche Widmung zu allgemein zugänglichen Quellen im Sinne des 

Art. 5 Abs. 1 Satz 1  HS  2 GG geworden?' Mit der Einführung des Informationsfreiheitsgesetzes 2006 

hat der Gesetzgeber über die öffentliche Zugänglichkeit in Ausübung seines Bestimmungsrechts 

20 
Vgl. Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 27. Oktober 2017 - VGH B 37/16-, Rn. 13, Juris. 

31  Scherer, Joachim, Verwaltung und Öffentlichkeit, Baden-Baden 1978, S. 3, 27;  Jean  Angeiov, Grundlagen und 
Grenzen eines staatsbürgerlichen Informationsanspruchs, Frankfurt am Main 2000 S. 85  If,  S. 99.; Partsch, Die 
Freiheit des Zugangs zu Verwaltungsinformationen, Lohmar 2002, 104;  Caspar,  DÖV 2013, 371  if.;  Wirtz/Brink, 
NVwZ 2015, 1166 ff.; a.A. Schwan,  Eggert,  Amtsgeheimnis oder Aktenöffentlichkeit, München 1983, S. 112, 
32  Arno Scherzberg, Die Öffentlichkeit der Verwaltung, S. 341  if,  403 f.; ders. ThürVBI. 2003, 193, 200; 
33  BVerfGE 27, 71, 83; 33, 52, 65; 47, 246, 252; 90, 27, 32; 103, 44, 60;  Sachs-Bethge, GG, 7. Auflage 2014, Art. 5 
Rz. 59a; Schmidt-Bleibtreu-von der Decken, GG 14. Auflage 2018, GG Art. 5 Rz. 15. 
34  Vgl. Bernd Rüthers, Deutsche Funktionseliten als Wende-Experten, Konstanz 2017, 34 f.; ders. Geschönte 
Geschichten - Geschonte Blographien/Sozialisationskohorten in Wendeliteraturen, 2. Auflage Tübingen 2015. 
35  „Jene Gelehrsamkeit, welche alles, was die Macht wünscht, selbst his zur Umkehrung aller gesunden Begriffe 
philosophisch und Juristisch verteidigt, sie findet auch hier noch die genügende Öffentlichkeit, wenn nur etwa 
beliebig ausgewählte und zurecht gestellte fragmentarische Nachrichten über die Verhandlungen, oder auch 
nur einzelne Resultate . öffentlich verkündet ... werden. Selbst eine unvermeidliche Folge und ein getreues 
Abbild unserer der Öffentlichkeit beraubten Zustände, zeigt solche mitleidswerte deutsche Gelehrsamkeit, 
zugleich, wie die Beraubung der Öffentlichkeit der Nation, ihre Beamten und Schriftsteller entadelt, sie einfältig 
und unwahr, unmännlich und niederträchtig macht. Die Gelehrsamkeit wird zur lügnerischen Sklavin des 
Wortes, desselben Wortes, welches selbst schon gefesselt und zur Lüge gemacht wurde.", Carl Welcker, a.a.O.,  
zit.  nach Schwan, S. XIV. 
36  Matthias  Rossi,  inforinationszugangsfrelheit und Verfassungsrecht, Beiträge zum Informationsrecht Bd. 11, 
Berlin 2004, 215+ 
32  Friedrich  Schoch,  1FG, 2. Auflage 2016, Einl. 283 ff.. 
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entschieden.38  Damit ist auch der Schutzbereich des Art. 5 Abs. 1 Satz 1  HS  2 GG für die durch das 

Informationsfrelheitsgesetz eröffneten Akten eröffnet. 

ee) Aktivierung des Art. 5 Abs. 1 GG durch Inkrafttreten des Archivgesetzes 

Diese Gedanken finden weniger streitig - Anwendung auf die durch das Archivgesetz eröffneten 

Unterlagen.88  In Konsequenz der Rechtsprechung des BVerfG48  hat der Gesetzgeber also bereits mit 

dem Archivgesetz für eine im staatlichen Verantwortungsbereich liegende Informationsquelle die Art 

der Zugänglichkeit durch das Archivrecht bestimmt. Somit ist das Archivgesetz als Widmungsakt zu 

sehen, womit archivwürdige Unterlagen, gleIch ob sie bei der abgebenden Stelle oder dem 

Bundesarchiv aufbewahrt werden, als allgemein zugängliche Quelle anzusehen sind. Denn insoweit 

hat der Gesetzgeber über § 10 BArchG und 11 Abs. 6 BArchG den Anwendungsbereich des 5 Abs. 1 

Satz 1  HS  2 GG aktiviert bzw. zumindest eröffnet. 

ff) Anspruch auf Informationszugang durch Art, 10 EMRK 

Entgegen der allgemeinen Rezeption41  in Deutschland hat auch der EGMR ein Recht auf Zugang für 

die Presse und NGO wie auch für alle, die diese  information  an Dritte weitergeben wollen, 

festgestellt.42  Der EGMR bejaht also gerade für die Gruppe von Antragstellern einen 

Informationszugangsanspruch, denen die herkömmlicher Ansicht, well sie nur „agitieren"43  wollen, 

den Zugang verweigern wolite. Denn gerade diese Personen üben nach Ansicht des EGMR eine für 

die Demokratie wesentlichd Rolle als  „public watchdog"  aus. Dem ist zuzustimmen. Der EGMR hat 

darüber hinaus eine Reihe von Verfahren des deutschen Journalisten Hans-Wilhelm Saure zu den 

Adolf Eichmann-Akten44, der Frage der NS-belasteten Mitarbeiter des BND48  und zu einer 

Sperrfristverkürzung in Sachen Uwe Barschel" zur Entscheidung angenommen.47  

gg) Anspruch auf Archivnutzung aus völkerrechtlichen Verpflichtungen 

Die Bundesrepublik Deutschland ist eine Reihe von Verpflichtungen eingegangen, die Akten 

betreffend den Nationalsozialismus öffentlich zugänglich zu lassen." Jedoch können sich nach 

herkömmlicher Ansicht darauf nur die beteiligten Völkerrechtssubjekte berufen, nicht aber der 

58  Friedrich  Schoch,  IFG, 2. Auflage 2016, Einl. 287; Partsch, Zum Stand der Informationsfreiheit in Deutschland, 
Ae. 2012, 516, 517. 
55  Friedrich  Schoch,  IFG, 2. Auflage 2016, Einl. 285; Jarass in Jarass/Pleroth, GG 12, Auflage 2012, Art, 5 führt 
weder In  RN  24 noch in 16 dazu aus; Schulze-Fielitz, in Dreier, GG, Bd. 1 Art. 5 I,  II,  Rn. 79; Stärck, in von 
Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd, 1 Art. 5 Abs. 1, 2, Rn. 46; Degenhardt, in BK, Art. 5 Abs. 1 und 2, Rn. 292. 
48  BVerfGE 103, 44 (60) = NJW 2001, 1633, 1634. 
41 Offengelassen jeweils von BVerwG,  Udell  vom 20. Februar 2013 — 6 A 2/12 BVerwGE 146, 56-67, Rn. 33; 
Beschluss vom 20. Juli 2015 - 6 VR 1.15 - NVwZ 2015, 1383 Rn. 14; BVerwG, Urteil vom 16. März 2016 — 6 C 
65/14 —, BVerwGE 154, 222-231, Rn. 29; falsch daher GurlItt, Rechtsprechungsanalyse, Die Verwaltung 50 
(2017), 1,103, dle die Entscheidung EGMR Urteil vom 8.11.2016 — Appl.  No.  18030/11 — „Magyar Helsinki 
Bizottsag gegen Ungarn" übersieht. 
42  EGMR  Udell  vom 8.11.2016 — Appl.  No.  18030/11 — „Magyar Helsinki Bizottsag gegen Ungarn, Rz. 156. 
43  Manfred Lepper, DVBI. 1963, 315, 319, 
44  BVerwG, Urteil  yam  27. Juni 2013— 7 A 15/10—, juris. 
45  BVerwG,  Una  vorn 20. Februar 2013— 6 A 2/12—, BVerwGE 146, 56-67. 
46  BVerwG,  Udell  vom 27. Juni 2013 —7 A 15/10—, juris, 

EGMR  Rs.  4550/15, 6091/16, 8819/16, 
46  Vgl. die Note von Hallstein vom 14. März 1956, sowie die Annahme durch den US Botschafter  Dowling,  
abgedruckt bei Josef Henke, Das Schicksal deutscher zeitgeschichtlicher Quellen In Kriegs- und Nachkriegszeit, 
Beschlagnahme Rückführung Verbleib, Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, Heft 4 (1982), S. 557,595. 
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Einzelne. Auch sind die Akten zum ersten Frankfurter  Auschwitz-Verfahren mittlerweile von der 

UNESCO zum Weltkulturerbe ernannt worden.°  Hieraus ergeben sich Erhaltungspflichten für die 

Übergebenen Tonbänder, nicht Jedoch Zugangspflichten für andere Dokumente. Jedoch zeigen diese 

Rechtsakte, dass zur Selbstvergewisserung des deutschen Rechtsstaats auch die völkerrechtliche 

Verpflichtung zur Erinnerung an das NS-Regime gehört, wohl auch, well sie Voraussetzung der 

Wiedergewinnung der Souveränität war. 

b) Zusammenfassung: Der individualrechtliche Zugangsanspruch 

Nach neuerer Auffassung ergibt sich ein grundrechtlich verbürgter Zugangsanspruch 

• des Forschers zu archivwürdigen Unterlagen aus Art. 5 Abs. 3 GG, sowie 

• ein grundrechtlich verbürgter Zugangsanspruch als Jederrecht aus Art. 5 Abs. 1 Satz 1  HS  2 

insoweit, wie der Schutzbereich des Art. 5 GG durch das Inkrafttreten des Archivgesetzes und 

des Informationsfrelheltsgesetzes aktiviert  warden  ist. 

Die Rechtsprechung leitet mittlerweile aus Art. 5 Abs. 1 GG einen grundrechtsunmittelbaren 

Leistungsanspruch. Dies begann mit der Entscheidung des BVerwG zum grundrechtsunmittelbaren 

Auskunftsanspruch der Presse gegen Bundesbehörden.5°  Das BVerfG hat diesen Anspruch, der bisher 

von Gesetzgebung, Rechtsprechung und Lehre entgegen der Verfassung auf einen stark reduzierten 

Auskunftsanspruch n  verengt worden war, erst kürzlich bei einem Thüringer Fall zu einem 

grundrechtsunmittelbaren Anspruch auf Übersendung von Gerichtsurteilen, also auf Unterlagen, 

erweitert.52  Auch wenn diese Ansprüche die Pressefreiheit betrafen, so ist angesichts der Ausweitung 

bisher nur der Presse vorbehaltener Rechte auf Antragsteller im Drittinteresse durch den EGMR und 

der Aufweichung des Pressebegriffs durch Blogs, Foren und NGOs davon auszugehen, dass der bisher 

der Presse vorbehaltene Informationszugangsanspruch sich immer mehr zu einem allgemeinen 

Informationsfreiheitsanspruch wandelt, wie er von Rotteck/Welcker im Prinzip der Öffentlichkeit und 

von den Verfassern des Grundgesetzes vorausschauend Jeweils verbunden mit dem Gedanken der 

Meinungsfreiheit in Art. 5 GG angelegt worden  1st.  Ähnliches wird der Zugangsanspruch des 

Forschers erfahren. 

2. Zusammenfassung, die Legitimationsfunktion von Archiven 

Neben der Rolle der Registratur und der Forschung übernehmen Archive im demokratischen 

Rechtsstaat immer mehr die Funktion der demokratischen Selbstvergewisserung und der 

Legitimation. Grundrechtsausübung bei der Meinungsvielfalt ist nur dem informierten Bürger 

möglich.  „Soil  der Bürger politische Entscheidungen treffen, muss er umfassend informiert sein, aber 

auch die Meinungen kennen und gegeneinander abwägen können, die andere sich gebildet haben."53  

Ihren Beitrag zur Information müssen daher auch Archive leisten. Dem korreliert ein 

Zugangsanspruch des Bürgers. 

BVerwG,  Udell  vom 20. Februar 2013 —6 A 2/12 BVerwGE 146, 56-67. 
51  Kritisch dazu Christoph Partsch, Der Auskunftsanspruch der Presse — Neujustierung durch das BVerwG, NJW 
2858, 2861. 
52 BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 14. September 2015 — 1 Eivii 857/15 Rn. 15, jurls. 
53 BVerfG, Urteil vom 05. August 1966-1 Bvfl 586/62—, BVerfGE 20, 162-230, Rn. 36, 
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Ill.  Auswirkungen auf das Thüringische Archivgesetz 

Die Novelle des Thüringer Archlvgesetzes, Drucksache 6/4942, (nachfolgend „ArchG" genannt) muss 

sich an diesen. historischen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, einem gewandelten Bild von der 

Rolle eines Archivs im demokratischen Rechtsstaat wie auch dem Stand der Regelungstechnik" von 

Archivgesetzen messen  lessen.  Dazu wird nachfolgend nur auf einige Regelungen In der Novelle 

eingegangen. 

1. Regelung des individuellen Benutzungsanspruchs, § 16 ArchG 

§ 16 Abs. 1  

Positiv ist anzumerken, dass die Novelle in § 16 Abs. 1 ArchG auf das Erfordernis eines „berechtigten 

Interesses" verzichtet hat. Allerdings war Thüringen damit das letzte Landesgesetz, das dieses 

Erfordernis stellt. Die Diskussion, ob die Voraussetzung eines berechtigen Interesses überhaupt noch 

verfassungsgemäß war, erübrigt sich. Der berechtigtenunspezifische Nutzungszugang entspricht 

jedenfalls dem Stand der derzeitigen Gesetzgebungstechnik. 

Problematisch erscheint die Verortung des für die Rolle der demokratischen Selbstvergewisserung 

essentiellen Anspruchs nahezu am Ende des ArchG. Moderne Informationszugangsgesetze stellen 

das Jederrecht auf Zugang prominent an den Anfang des Gesetzes," um bürger-, aber auch 

verwaltungsfreundlich das Prüfprogramm für einen Zugangsanspruch darzustellen und zu gestalten.56  

Auch ist die Formulierung des Nutzungsanspruchs sprachlich verfehlt, u.a. well tautologisch. Denn als 

Formulierung hatte ausgereicht „Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes das Recht Archivgut zu 

nutzen..."." Der übervorsichtige Autor des Entwurfs hat jedoch noch angefügt: „....soweit nicht 

Schutzfristen, Einschränkungen in besonderen Fällen oder andere Rechtsvorschriften 

entgegenstehen". Zu eingeschränkt ist darüber hinaus, den Nutzungsanspruch nur auf Archivgut zu 

begrenzen, richtigerweise muss er auf archivwürdige Unterlagen oder Archivgut gerichtet sein. 

Warum der Nutzungsanspruch nur in öffentlichen Archiven ausübbar sein  soli,  entzieht sich dem 

Verständnis. Ziel des thüringischen Gesetzgebers  soil  es laut Gesetzesbegründung sein, „ein 

subjektiv-öffentliches Recht auf Zugang zu schaffen, welches den zeitgemäßen Erwartungen der 

Bürger an eine transparente Verwaltung entspricht."" 

54  Vgl. Friedrich  Schoch,  Michael Kioepfer, Hansjürgen Garstka, Archivgesetz, Entwurf eines Archivgesetzes des 
Bundes, Beiträge zum Informationsrechte Band 21, Berlin 2007. 
55 

so verwies § 1 des Thüringer Informationszugangsgesetzes vom 29. Dezember 2007 In § 1 auf das IFG des 
Bundes, welches den Zugangsanspruch In 1 regelt; § 4 Abs. 1 des neuen Thüringer Informationszugangs-
gesetzes (ThürlFG) vom 14. Dezember 2012; § 4 Abs. 1 Thüringer Pressegesetz (TPG) vom 31.  Jun  1991; § 3 
Abs. 1 Thüringer Umweltinformationsgesetz (ThürUIG) vom 10. Oktober 2006; § 2 
VerbraucherinformatIonsgesetz (VIG). 
56  § 5 ff. ThürlFG ; § 4 Abs. 2 TPG, § 4 ThürUIG. 
57  Vgl. zB. § 2 Abs. 1 VIG: ,deder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf freien Zugang zu  alien  Daten  

ti  
lt•  • 

58  Thür.Drs. 6/4942 zu § 16 Seite 34. 
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Ich empfehle, den Nutzungsanspruch in einen § 4 Abs. 1 (neu) zu setzen und vergleichbar anderen 

Informationszugangsansprüchen wie folgt zu formulieren. 

„Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes das Recht, archivwürdige Unterlagen oder Archivgut 

auf Antrag zu nutzen. Besondere Vereinbarungen zu Gunsten von Eigentümern und sonstigen 

Berechtigten privaten Archivguts bleiben unberührt." 

§ 16 Abs. 2  

Unklar  1st,  warum die Benutzung nicht mündlich oder elektronisch beantragbar sein  soil.  Soll der 

Archivzugangsanspruch allen Bevölkerungsgruppen offenstehen, so wäre eine mündliche 

Antragstellung zu ermöglichen. Will das Archivgesetz tatsächlich den Anforderungen der  IT-

Gesellschaft gerecht werden, so sollte auch eine Antragstellung per  email  zu möglich sein. Es 

sprechen keine Gründe dagegen. 

Ich empfehle als § 4 Abs. 2 neu aufzunehmen: 

§ 4 Abs. 2 (neu) 

„Die Benutzung ist schriftlich oder per E-Mail zu beantragen. Sie kann insbesondere bei älteren 

oder behinderten Menschen - mündlich zu Protokoll des Archivs aufgenommen werden." 

§ 16 Abs. 2 Satz gehört In einen Paragraphen zur Antragsbearbeitung, der in § 5 neu verortet werden 

könnte: 

Neu: § 5 Antrag und Verfahren 

„(1) Unterlagen werden von der informationspflichtigen Stelle auf Antrag unverzüglich, längstens 

binnen eines Monats zugänglich gemacht. 

(2) Der Antrag muss erkennen lassen, Zu welchen Unterlagen Zugang gewünscht wird. ist der 

Antrag zu unbestimmt, ist der antragstellenden Person dies innerhalb eines Monats mitzuteilen 

und ihr Gelegenheit zur Präzisierung des Antrags zu geben. Kommt die antragstellende Person der 

Aufforderung zur Präzisierung nach, beginnt der Lauf der Frist zur Beantwortung von Anträgen 

erneut. Die Informationssuchenden sind bei der Stellung und Präzisierung von Anträgen zu 

unterstützen. 

(3) Wird der Antrag bei einer informationspflichtigen Stelle gestellt, die nicht über die Unterlagen 

verfügt, leitet sie den Antrag möglichst rasch an die über die begehrten Informationen verfügende 

Stelle  welter,  wenn Ihr diese bekannt ist, und unterrichtet die antragstellende Person hierüber. 

Anstelle der Weiterleitung des Antrags kann sie die antragstellende Person auch auf andere ihr 

bekannte informationspflichtige Stellen hinweisen, die über die Informationen verfügen." 

§16 Abs. 3  

Nach dieser Vorschrift ist der Nutzer zur Abgabe eines Belegexemplars verpflichtet. Diese Regelung 

stellt eine Pflicht des Nutzers dar, sie gehört nicht an diese Stelle. 



Problematischer sind jedoch die verfassungsrechtlichen Bedenken. Zwar bemüht sich der 

Gesetzgeber um Verhältnismäßigkeit. Der Hessische VGH hatte bereits 1991 die Regelung des § 9 

Abs. 1 Satz 2 Hessisches Pressegesetz für verfassungswidrig erklärt, wonach die Bibliothek auf 

Verlangen dem Verleger die Herstellungskosten des abgegebenen Druckwerks erstattet, "wenn ihm 

die unentgeltliche Abgabe wegen des großen finanziellen Aufwands und der kleinen Auflage nicht 

zugemutet werden kann"." Fraglich ist jedoch, was das jeweilige  Archly  mit den Belegexemplaren 

überhaupt macht. Ein Eingriff in das Eigentum, ohne dass dies zu einem sinnvollen Zweck erfolgt, 

erscheint unangemessen. Ich empfehle die Streichung dieses Absatzes. 

16 Abs. 4 Hier ist zu begrüßen, dass Archive die Interessen von Menschen mit Behinderungen 

berücksichtigen sollen. Warum dies nicht schon in § 4 Absatz 2 neu bei der Antragstellung erfolgen 

kann, ist unklar. Ich empfehle, diesen Absatz als Absatz 3 neu zu setzen. 

(§ 4 Abs. 3 neu): 

Überhaupt nicht geregelt hat der Thüringer Gesetzgeber einen wesentlichen Anspruch. Es handelt 

sich um den Anspruch, den der Antragsteller gegen Behörden hat, die archivwürdiges Gut entgegen 

Ihrer Abgabeverpflichtung nicht abgegeben haben bzw. nicht abgeben wollen. Inwieweit das 

Landesarchiv einen Anspruch auf Abgabe von archivwürdigem Material hat, sei dahingestellt. 

Praktisch ist ein solcher Anspruch meiner Kenntnis nach noch nie durchgesetzt worden. Insbesondere 

hat der Bürger nach bisheriger Ansicht keinen Anspruch auf Durchsetzung eines 

Herausgabeanspruchs durch das Archiv. Das Bundesverfassungsgericht hat dieses Dilemma erkannt 

und bei der Entwendung von archivwürdigen Unterlagen durch Dritte, meist den Amtsinhaber, einen 

Anspruch des Nutzers gegen das  Archly  auf Rückforderung erwogen und a'n die Fachgerichte mit 

einem beachtenswerten Prüfprogramm zurückverwiesen:" 

Auch soweit der Gesetzgeber entsprechende Regelungen nicht ausdrücklich geschaffen hat, 

wird in der Literatur ein Wiederbeschaffungsanspruch etwa dann anerkannt, wenn die 

informationspflichtige Stelle Unterlagen an Dritte ausgeliehen hat (so Sltsen, Das 

Informationsfreiheitsgesetz des Bundes, 2009, S. 150 f.; vgl. auch Scheel, in: 

Berger/Partsch/Roth/clers., IFG, 2. Aufl. 2013, § 2 Rn. 24;  Schoch,  IFG, § 1 Rn. 46 mit  Fn.  145). 

Ebenso erkennen Rechtsprechung und Literatur eine auf Treu und Glauben fußende Pflicht zur 

Wiederbeschaffung nicht mehr vorhandener Informationen  on,  wenn die informationspflichtige 

Stelle sie in Kenntnis eines geltend gemachten Informationsbegehrens aus der Hand gibt (vgl. 

OVG Berlin-Brandenburg, NVwZ 2012, S. 1196 <1200k; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 18. 

März 2010- 12 B 41.08 -, LKV 2010, S. 275; auf der Ebene der Vollstreckung Beschluss vom 

16. Mai 2000 -  VII  B 200/98 NVwZ 2000, S. 1334; Debus, In: Gersdorf/Paal, BeckOK  

Informations-  und Medlenrecht, Stand: 1. August 2016, § 11FG Rn. 160; Sitsen, a.a.O., S. 152). 

Für die Klärung dieser Frage Ist auch an die Zielsetzung des Gesetzgebers anzuknüpfen. 

Ausweislich der Begründung des Gesetzesentwurfs liegt das Ziel des 

Informationsfrelheitsgesetzes darin, durch Zugang zu Informationen und eine größere 

Transparenz behördlicher Entscheidungen die Voraussetzungen für die Wahrnehmung 

Individueller Bürgerrechte zu befördern und die demokratische Meinungs- und Willensbildung 

59  Hessischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 01. Oktober 1991 — 6 N 1621/86 Rn. 23, juris; 
aufrechterhalten von BVerfG, Beschluss vom 14. Juli 1981 — 1 BvL 24/78 —, BVerfGE 58, 137-152. 
60 Beschluss vom 20. Juni 2017 
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zu unterstützen (vgl. BTDrucks 15/4493, S. 6). Diese Zielsetzung wird mit Blick auf amtliche 

Dokumente, die sich in Privatbesitz befinden, bei der Auslegung des § 1 Abs. 1 IFG auch 

außerhalb der dort ausdrücklich geregelten Fälle zu berücksichtigen sein, 

In Betracht zu ziehen Ist insoweit auch eine Auslegung der Vorschrift im Lichte der Europäischen 

Menschenrechtskonvention (vgl. EGMR, Entscheidung der Zweiten Sektion Nr. 37374/05 vom 

14, April 2009 Törsasög a Szabadsögjogokdrt v.  Hungary  -, Tz, 27 f., 36; Entscheidung der 

Ersten Sektion Nr. 39534/07 vom 28. November 2013 - österreichische Vereinigung zur 

Erhaltung, Stärkung und Schaffung eines wirtschaftlich gesunden  land-  und 

forstwirtschaftlichen Grundbesitzes v.  Austria  Tz. 33 f., 41; Entscheidung der Dritten Sektion 

Nr. 63898/09 vom 7. Februar 2017- Bubon v.  Russia  -, Tz. 40 ff.).61  

Diese zum IFG getroffenen Wertungen lassen sich auf das ArchG übertragen. Sie lassen sich umso 

mehr auch auf die Anforderung von archivwürdigen Unterlagen von Behörden als Dritten übertragen. 

Der Bundesgesetzgeber hat mit § 5 Abs. 8 BArchG (alt)/§ 11 Abs. 6 BArchG (neu) für die Abforderung 

von anderen Behörden jedoch eine sinnvolle und praktikable Regelung eines Direktanspruchs 

geschaffen, die die (nicht) abgebende Stelle zur Abgabe motivieren  soli.  Zwar unterliegt die 

abgebende Stelle meist dem ThürlFG, dieses enthält jedoch weitreichendere Ausnahmen, die nach 

Ablauf von 30 Jahren nicht mehr gerechtfertigt erscheinen. Gerade Thüringen mit seiner 

problematischen Geschichte zur NSU sollte darauf achten, dass der sogenannte 

Landesverfassungsschutz sich nicht durch Nichtabgabe der Unterlagen seiner demokratischen 

Transparenz- und Dokumentationspflicht sowie historischen Verantwortung entzieht, was sicher 

auch dem Wunsch der derzeitigen Regierung entspricht. 

Empfehlung: 

„§ 4 Abs. 3 neu: Auf die Nutzung von Unterlagen, die älter als 30 Jahre sind und noch der 

Verfügungsgewalt der öffentlichen Stellen des Landes unterliegen, sind § 4  if.  entsprechend 

anwendbar. Finden die Regelungen anderer informationszugangsrechte auf die Unterlagen 

keine Anwendung, so finden die Regelungen für Verkürzungen und Verlängerungen der 

Schutzfristen auch auf Unterlagen Anwendung, die nicht älter als 30 Jahre sind." 

2. Regelung der Schutzfristen nach § 17 ArchG 

Nach der Definition des Rechts auf Nutzungszugang in § 4 neu sowie des Antragsverfahrens In § 5 

neu könnte eine Regelung der Schutzfristen in § 6 neu erfolgen 

§ 17 Abs. 1: 

§ 17 Abs. 1 Satz 1 besagt: „Die Benutzung von Archivgut wird im Regelfall 30 Jahre nach Schließung 

der Unterlagen freigegeben, sofern durch Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist." 

Diese Regelung dient dazu, den Zugang so rechtsunsicher und so spät wie möglich zu gestalten. 

61  BVerfG, Beschluss vom 20. Juni 2017 —1 I3vR 1978/13—, Rn. 28  if.,  juris. 
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• Zunächst soll das Archivgut 30 Jahre nach Schließung der Unterlage zugänglich sein. Was eine 

Unterlage ist, regelt § 2 Abs. 3 sehr umständlich. Ich empfehle, für § 2 Abs. 3 die Definition 

der Unterlage aus dem BArchG zu nehmen, die wesentlich kürzer, moderner und klarer ist: 

Empfehlung: 

„§ 2 Abs. 3 neu: „Unterlagen sind Aufzeichnungen Jeder Art, unabhängig von der Art 

ihrer Speicherung." 

Möglicherweise ist es jedoch wenig sinnvoll, den Fristbeginn an eine Unterlage zu knüpfen, 

um eine Auseinanderreißen von Archivgut zu verhindern. 

Während die Wahl von 30 Jahren Standard ist, ist die Berechnung äußerst ungewöhnlich. 

Anfangszeitpunkt für die Fristberechnung soll die Schließung der Unterlage sein. 

Alle Landesarchlvgesetze und das neue Bundesarchivgesetz gehen davon aus, dass die 

Unterlagen dreißig Jahre nach ihrer „Entstehung" zugänglich sein sollen. Zwar ist auch dies 

ein unbestimmter Rechtsbegriff, jedoch wird der Begriff der Entstehung in § 1 Nr. 5 BArchG 

legaldefiniert: „Entstehung: der Zeitpunkt der letzten inhaltlichen Bearbeitung der Unterlagen 

eines Vorgangs". Der dort benutzte Begriff des Vorgangs wird dann in der 

Registraturrichtlinie62  näher definiert. Danach ist der Vorgang die „Kleinste Sammlung von 

zusammengehörenden Dokumenten aus der Bearbeitung eines Geschäftsvorfalls, Teileinheit 

einer Akte." Mit dieser Definition — eine gewisse Gutwilligkeit der Archiverwaltung/Behördea  

vorausgesetzt kann der Anwender arbeiten. 

Was jedoch der vom Gesetzgeber in Thüringen vorgeschlagene Begriff der „Schließung" einer 

Unterlage sein soll, wird nirgends definiert. Damit ist diese Vorschrift extrem 

missbrauchsanfällig. Denn durch Nichtschließung der Akte kann diese auf Dauer unzugänglich 

gehalten werden. 

Es wird — unter Anwendung — des 30 Jahres-Standards versucht, die Frist so weit wie möglich 

nach hinten zu verlagern. 

• Darüber hinaus  soli  diese Frist nur im Regelfall gelten. Was eine Ausnahme rechtfertigen soll, 

wird nicht definiert. Während bei § 16 behauptet wurde, es werde ein subjektiv öffentliches  

Becht  auf Nutzungszugang geschaffen, wird hier der Nutzungszugang über die 

Fristenregelung wieder in das Ermessen der Behörde gestellt. Dies entspricht einem 

Regelungskonzept der 60er Jahre. 

Der Gesetzgeber verweist in fast jeder Vorschrift wieder auf dritte, nicht definierte 

Ausnahmevorschriften durch die Formulierung: „sofern durch Rechtsvorschriften nichts 

anderes bestimmt  1st".  Es wird empfohlen, diese Formulierung durch einen klaren Verweis zu 

02 Moderner Staat, Moderne Verwaltung, Registraturrichtlinie für des Bearbeiten und Verwalten von Schriftgut 
in Bundesministerien. 

Vgl. aber Ansicht des BVerfSch u.a. im Verfahren VG Köln 13 K 12066/17, Schriftsatz vom 16. Januar 2018, 
Seite 4, zum Entstehungszeitpunkt ,,D/es hat vorliegend zur Konsequenz,  class  fOr dle Berechnung der 30-Jahres-
Frist unter anderem des § 11 Abs. 6 BArchG auf die letzte inhaltliche Bearbeitung der Akte abzustellen ist." 
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regeln oder zu streichen. Für den bearbeitenden Archivmitarbeiter wie den 

elnsichtssuchencien Bürger wird das Prüfprogramm sonst unvorhersehbar. 

• Die Einführung einer Schutzfrist von 100 Jahren entspricht der des Bundesarchivgesetzes, 

einsichtsfreundlich ist sie nicht. 

Der Verweis auf die Ausnahmen von der starren Frist nach Absatz 5 bzw. 6 bestimmt dann das 

Prüfprogramm des Bearbeiters. 

Empfehlung: 

§ 2 Abs. 3 neu: 

„Unterlagen sind Aufzeichnungen jeder Art, unabhängig von der Art ihrer Speicherung. 

Entstehung ist der Zeitpunkt der letzten inhaltlichen Bearbeitung der Unterlagen eines 

Vorgangs." 

§ 6 (1) Neu: 

Die allgemeine Schutzfrist für Archivgut beträgt 30 Jahre. Sie beginnt mit der Entstehung der 

Unterlagen. 

§ 6 (2) neu: 

Nach Ablauf der Schutzfrist des Absatzes 1 darf Archivgut des Bundes, das sich seiner 

Zweckbestirnmung oder seinem wesentlichen Inhalt nach auf eine oder mehrere natürliche 

Personen bezieht, frühestens zehn Jahre nach dem Tod der jeweiligen Person genutzt werden, 

soweit nicht ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Nutzung dieser Unterlage gemäß 

Absatz 5 Oder die Einwilligung des Betroffenen gemäß Abs. 6 vorliegt. Ist das Todesjahr nicht 

oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand festzustellen, endet die Schutzfrist 90 Jahre nach 

der Geburt der Personen. Kann auch der Geburtstag nicht oder nur mit unvertretbarem 

Aufwand festgestellt werden, endet die Schutzfrist 60 Jahre nach der Entstehung der 

Unterlagen. 

3. Regelung der Einschränkung in besonderen Fällen gemäß § 18 

§ 18 Abs. 1 ArchG verpflichtet den Bearbeiter zur Ablehnung bei Vorliegen der dort genannten 

Gründe. Dabei handelt es sich durchweg um unbestimmte Rechtsbegriffe: 

Wohl der Bundesrepublik Deutschland: Die Gerichte billigen der Verwaltung einen unbilligen 

Beurteilungsspielraum bei der Einschätzung Z.B. des Wohis der Bundesrepublik Deutschland. Daher 

sind solche Ausnahmenormen mißbrauchsanfällig" und sollten einschränkend formuliert werden. 

"So war das Bundeskanzleramt in einer 39-seitigen Sperrerklärung der Ansicht, dass es dem Wohl der 
'Bundesrepublik Deutschland dienlich sei, weiterhin zu verdecken, dass die Operation Gehlen/ BND bereits 1952 
den Aufenthaltsort von Adolf Eichmann kannte, Ihn nicht „verriet" und dass Mit Blaustern In den Unterlagen 
der Staat Israel gemeint sei, Sperrerklärung des Bundeskanzleramts vom 16. Dezember 2010 Im Verfahren 
BVerwG 7 A 15.10. 

13 



Bei der Gefährdung des Erhaltungszustands sollte ein Anspruch auf Kopie entstehen. 

Die Ausnahme des Verwaltungsaufwands ist missbrauchsanfällig und sollte gestrichen werden. Sie 

hat sich vor Gericht auch nicht bewährt. Noch missbrauchsanfälliger ist die Auffangnorm in§ 18 Abs. 

1 Nr. 7, wonach auch aus anderen wichtigen Gründen, insbesondere aufgrund der „Verfolgung 

sachwidriger Interessen" die Einsicht zu verweigern ist. Diese Ausnahme sollte ebenfalls gestrichen 

werden. 

Die Ausnahme für entgegenstehende Vereinbarungen mit Eigentümern ist redundant zu § 16 Abs. 1 

Satz 2 und kann gestrichen werden. 

Empfehlung 

§7 (1) neu: 

Die Benutzung von Archivgut 

kann eingeschränkt werden, wenn 

a) die Einsicht einen wesentlichen Nachteil für das Wohl der Bundesrepublik Deutschland oder 

der Länder haben könnte, oder 

b)schutzwürdige Belange betroffener Personen oder Dritter beeinträchtigt werden, 

und das Offenbarungsinteresse des Antragstellers nicht überwiegt. Die Benutzung ist 

einzuschränken, wenn 

a) Rechtsvorschriften über die Geheimhaltung verletzt werden oder 

b) der Erhaltungszustand des Archivguts gefährdet wird. in diesem Fall wandelt sich der 

Nutzungsanspruch in einen Anspruch auf Erstellung einer Kopie. 

IV. Zusammenfassung 

Die Novelle des Thüringer Archivgesetzes scheint eher dem Gedanken des Archivs als Registratur 

oder als Organisationsstatut nachzugehen, denn der Schaffung eines bürgernahen 

Nutzungsanspruchs mit klarem verwaltungsnahen Prüfprogramm. 

Die Rolle eines Archivs im demokratischen Rechtsstaat als Ort der demokratischen Legitimation und 

der Selbstvergewisserung kommt in der Gestaltung des Nutzungsanspruchs zum Ausdrtick. Hier 

wären die angezeigten Änderungen sinnvoll, um zumindest den Stand der Gesetzestechnik bei 

Informationszugangsansprüchen zu halten. 
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